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Leitartikel

Zwei Basler Regierungsräte
haben dieseWoche gesagt,
was gesagt werden musste: In
dieser Stadt, in diesem Kanton
ist kein Platz für Antisemitis-
mus. Conradin Cramer (LDP)
bezog im Zusammenhang mit
dem durch die «Sonntags-
Zeitung» – die wie die BaZ zu
Tamedia gehört – aufgedeckten
antiisraelischen «wissenschaft-
lichen» Papier im Fach «Urban
Studies» Stellung. In dieser
Arbeit wurden absurde Thesen
aufgestellt. Und Beat Jans (SP)
wies wegen der Berufung des
neuen Direktors der Kunsthalle
den Leiter des Kunstvereins
unmissverständlich darauf hin,
was hier geht und was nicht.

Immerhin zahlt der Kanton
pro Jahr 900’000 Franken an
den Kunstverein und ist damit
mit Abstand der grösste Geld-
geber, auch wenn Katrin Grögel
als Vertreterin von Basel-Stadt
in der Kommission kein
Stimmrecht hat.

Es ist kein Zufall, dass mit
Cramer der Erziehungsdirektor
und mit Jans der im Kanton
oberste Verantwortliche für
die Kultur innerhalb von drei
Tagen Klartext haben reden
müssen. Basel als eine der
ältesten Universitätsstädte
Mitteleuropas und Basel als
Hort von zwei weltberühmten
Kunstsammlungen und der
wichtigsten Kunstmesse über-
haupt erweist sich – ausge-
rechnet wenn es um Bildung
und Kultur geht – als erstaun-
lich empfänglich für antisemi-
tisches Gedankengut und
einseitige Schuldzuweisungen.

Die klaren Ansagen des
bürgerlichen und des linken
Regierungsrates kommen
vielleicht ein bisschen spät,
aber sie sind dafür sehr deut-
lich. Dass sie überhaupt erfor-
derlich waren, gibt zu denken.

Zuerst zur Bildung. Natürlich
ist die Uni ein riesiges Kon-
strukt aus allerlei Studien-
und Fachrichtungen, da ist
es schwer für die linke Hand,
zu wissen, was die rechte tut.
Aber es ist ja auch klar, wo
tendenziell heikle, weil ganz
klar politisch gefärbte Arbeiten
verfasst werden. Sicher nicht
bei den Mathematikern oder
den Medizinern.

Mindestens der betreuende
Professor des Studenten, der
die abstruseWildschwein-
These aufgestellt hat, hätte in
diesen extrem aufgeladenen
Zeiten reagieren und das Deka-
nat informieren müssen. Umso
mehr, als an der Universität
Bern eine ähnliche Debatte
längst angestossen war. Dort
wurde bereits Mitte Oktober
ein Dozent nach einem Hamas-
Tweet fristlos entlassen.

Nach demVorfall an der Uni
Bern wäre es die Aufgabe der
Basler Rektorin Andrea Schen-
ker-Wicki gewesen, aufmerksam
hinzuschauen und vor allem
auch dem Dekanat der philoso-
phisch-historischen Fakultät
diesen Auftrag zu erteilen.

Dass es schliesslich Regierungs-
rat Conradin Cramer überlassen
wurde, ein Zeichen zu setzen,
ist schwach. Die Uni selbst hätte
längst in aller Deutlichkeit ihren
Studierenden und Dozierenden

klar machen sollen, wasWis-
senschaft ist und wo Politik
und reine Ideologie anfangen.

Bei der Kultur ist es ähnlich.
Beat Jans hat im Gespräch mit
der BaZ Klartext geredet: «Es
ist ein Fehler gewesen, dass
der Kulturverein Basel bei
der Ankündigung der Berufung
von Mohamed Almusibli nicht
geprüft hat, ob und wie er sich
politisch geäussert hat.» Es
könne einer Institution schaden,
wenn sie das nicht wisse. Prü-
fen, hinschauen, nachfragen.
Es ist gewiss nicht die Presse
allein, der diese Rolle zufällt.

Wir haben es getan. Dafür hat
die BaZ wegen ihrer «berech-
tigten Nachfragen» – Zitat Beat
Jans – beim Kunstverein wü-
tende Briefe aus der Schweiz
und Europa erhalten. Die
Kunstwelt erregte sich und
warf der Redaktion Islamo-
phobie und Rassismus vor. In
mehreren der über 100 Mails
aus allerWelt ist von einer
«Hasskampagne» die Rede.
Dies beweist vor allem, dass
diese Kunstwelt – die «Art
Community» – empfänglich für
latenten Antisemitismus ist. Es
beweist auch, dass Basel, das
sich manchmal grösser macht,
als es ist, sich manchmal nicht
zu klein machen sollte.

Offenbar schaut man in Amster-
dam und in Berlin, in NewYork
und in Genf genau hin, was in
Basel geschieht. Umso wichtiger
ist es, dass Beat Jans als Vorste-
her des Präsidialdepartements,
als eigentlicher Stadtpräsident
also, mit wenigenWorten

festgelegt hat, was gilt.Wir
wiederholen es hier gerne.

Vom Leiter einer Basler Kultur-
institution erwarte er, «dass
er jeglichen Verdacht von Anti-
semitismus klar ausräumt. Das
bedeutet, wenn er sich zum
Nahostkrieg äussert, dann soll
er erstens die Hamas als Organi-
sation ohneWenn und Aber für
deren barbarischen Angriff, für
die Geiselnahmen und für deren
Schutzschildtaktik verurteilen.»
Und weiter: «Wenn er die Unab-
hängigkeit von Palästina fordert,
soll er im gleichen Satz auch
das Recht des Staates Israel
anerkennen. Denn Israel wurde
gegründet, um die jüdische
Bevölkerung vor Verfolgung und
Antisemitismus zu schützen.»

Hinter diese Linie darf Basel als
Kanton und als Stadt nie mehr
zurück. Diese Linie heisst nicht,
dass Kritik an Israel verboten
ist. Sie muss möglich sein, und
sie ist nötig. Aber sie bedeutet,

dass das palästinensische
Kampflied «From the River to
the Sea», das Israel seine Exis-
tenz abspricht, inakzeptabel ist,
sowohl an der Uni als auch in
den Kulturinstitutionen.

Denn auch das Gewissen dieses
Kantons ist nicht rein. Beim
Pogrom von 1349 auf einer
Rheininsel wurde die Mehrheit
der hier ansässigen Juden
verbrannt – oder sie erstickten.
Erinnert sei auch an alle jüdi-
schen Hilfesuchenden während
des ZweitenWeltkriegs, die an
die Nazis übergeben wurden.

Conradin Cramer und Beat Jans
haben in diesen Tagen ihre
Profile und dasjenige Basels
geschärft. Das war wichtig.

Es ist bedenklich, dass es diese
klarenWorte braucht
Die Basler Regierungsräte Conradin Cramer und Beat Jans haben dieseWoche eine Linie festgelegt, die dauerhaft gelten muss.

Conradin Cramer (LDP) ist Vorsteher des Erziehungsdepartements Basel-Stadt (links). Beat Jans (SP) ist Vorsteher des Präsidialdepartements. Fotos: Lucia Hunziker /Raphael Moser

Basel erweist sich
als erstaunlich
empfänglich für
antisemitisches
Gedankengut.

MarkusWüest
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Thomas Knellwolf
undMarkus Häfliger

Dieses Mal, wenigstens dieses
eine Mal, sollte alles bis zum
Schluss geheim bleiben. Ver-
ständlich bei einerUntersuchung
zu Informationslecks im Bun-
deshaus. EineArbeitsgruppe der
Geschäftsprüfungskommissio-
nen (GPK) sollte herausfinden,
wer hinter den häufigen Indis-
kretionen zu Corona-Massnah-
men steckte. Deshalb trafen ihre
sechs Mitglieder aus National-
und Ständerat für sich selbst
strenge Sicherheitsmassnah-
men: Zu ihren Sitzungen durfte
niemand elektronische Geräte
mitnehmen.Unterlagenwurden,
wenn überhaupt, nummeriert
abgegeben.

Trotz allen Massnahmen,
trotz aller Geheimhaltung – In-
formationen sickerten durch.
Immerhin gelang es derArbeits-
gruppe, ihren Untersuchungs-
bericht einigermassen unter
Verschluss zu halten. Und nun
zu publizieren.

Und so konnten gestern Spit-
zen von GPK und Arbeitsgruppe
in Bern vor die Kameras treten
und ihre Erkenntnisse präsentie-
ren. Sie zeichneten ein düsteres
Bild vomBundesratwährend der
Pandemie. SVP-NationalratTho-
mas de Courten sagte, 37 der un-
tersuchten Bundesratssitzungen
seien durch Indiskretionen «kon-
taminiert» gewesen.Die dauern-
den Indiskretionen hätten zu
einem «Vertrauensverlust» in-
nerhalb des Gremiums geführt.
Niemand habe etwas dagegen
unternommen.

Ein Leck löste alles aus
Was für Verwaltung und Politik
Lecks sind, sind fürMedien und
ihr Publikum Enthüllungen.
Eine solche Enthüllung – bezie-
hungsweise die darauf folgende
Empörung – hatte Anfang Jahr
zur Gründung der Leck-Arbeits-
gruppe geführt: Die «Schweiz
amWochenende» hatte einen in-
tensiven Mail-Austausch publik
gemacht zwischen Peter Laue-
ner, dem langjährigen Medien-
chef von Gesundheitsminister
Alain Berset, und Marc Walder,
dem Geschäftsführer des Rin-
gier-Verlags.

Der damals zuständige Son-
derermittler Peter Marti liess
Lauener deswegen sogarverhaf-
ten. Der bis heute bestrittene
Verdacht: Amtsgeheimnisverlet-
zung.Martimusste Lauener aber
bald wieder laufen lassen, da
Gerichte keinen dringendenTat-
verdacht gegeben sahen.

Die sechs Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier von SP
bis SVP machten sich an die
Arbeit. Sie liessen Lauener und
alle in der Corona-Zeit aktiven
Bundesrätinnen und Bundesräte
zuAnhörungen antraben, Berset
sogar zweimal. Marc Walder
lehnte eine Befragung ab. Der
Ringier-Geschäftsführer berief
sich auf den journalistischen
Quellenschutz.

Das Kontrollgremium arbei-
tete, unterstützt von der Parla-
mentsbibliothek, einen riesigen
Aktenberg ab: Es untersuchte, zu
welchen Covid-Bundesrats-
geschäften Medienberichte mit
klassifiziertenAngaben erschie-
nen waren. Das Ergebnis der

Fleissarbeit: Rund 200 Artikel
enthielten Informationen, die
«mit Sicherheit oder hoher
Wahrscheinlichkeit» auf Indis-
kretionen zu Bundesratsgeschäf-
ten zurückzuführen waren.

Die Arbeitsgruppe mutmasst,
gestützt auf ihre Befragungen,
dass ein Teil dieser Indiskre-
tionen das «federführende De-
partement stärken» sollten – dies
warmeist jenesvonGesundheits-
minister Berset. Ein anderer Teil
habe aber auch geholfen,Minder-
heitspositionen – zum Beispiel
Widerstand von SVP-Bundes-
räten – publik zu machen.

Viele Mails nicht angefordert
Nun begann das schwierigere,
aber entscheidendere Unterfan-
gen: DieArbeitsgruppe sollte Be-
lege für ihre Thesen liefern. Da-
für wertete sie E-Mails aus – al-
lerdings sehr eingeschränkt: nur
die geschäftlichen Mails Laue-
ners und den Austausch Bersets
mit Lauener und mit Walder.

Die parlamentarischen Kont-
rolleurinnen und Kontrolleure
versäumten es auch, die private
Mailbox Laueners rechtzeitig
einzuholen – obschon seit Janu-
ar 2023 bekanntwar, dass er sich
auch über sein Bluewin-Konto
mit Marc Walder ausgetauscht
hatte. Erst im Sommer forderte
die Arbeitsgruppe diese E-Mails
beim Provider an. Die Arbeits-
gruppe sagt, sie habe zuerst ein
Gutachten einholenmüssen.Und
so kam sie zu spät: Lauener hat-
te den Account ein paarWochen
zuvor gekündigt. Was wie ein
Vertuschungsversuch wirkte,
dürfte keiner gewesen sein: Ei-

nerseits wäre er reichlich verzö-
gert erfolgt, rund zwei Monate
nach Laueners GPK-Anhörung;
andererseits war die gesamte
Mailbox längst von der Strafver-
folgung sichergestellt und aus-
gewertetworden.Über die Justiz
hätte die Arbeitsgruppe gemäss
dem Gutachten «auch aus dem
Strafverfahren» auf die Bluewin-
Mails zugreifen dürfen.

So können die GPK nun in ih-
remAbschlussbericht nur bestä-
tigen,was seit Anfang Jahr ohne-
hin bekannt ist: Lauener hatte
«viele und häufig direkte Kon-
takte» zu Walder, wobei der
Kommunikationschef mehrfach
auf Vertraulichkeit pochte. Im
Austausch ging es beispielswei-
se um eher allgemeine Einschät-
zungen zuMehrheitsverhältnis-
sen imBundesrat, und es flossen
«oft Informationen zu anstehen-
den Entscheiden des Bundes-
rates», zum Beispiel Entwürfe
von Medienmitteilungen.

Lauener machte gemäss Unter-
suchungsbericht geltend,die Co-
rona-Krise habe «eine aktive In-
formation notwendig gemacht»:
Seine Aufgabe sei es gewesen,
«denBoden fürdieAkzeptanzdes
Mittelwegs» zu bereiten, den die
Schweiz bei der Bewältigung der
Pandemie gewählt habe. Die Ar-
beitsgruppebezeichnet dieseHal-
tung als «nicht nachvollziehbar».

Berset stuft gemäss Untersu-
chungsbericht einige E-Mails
Laueners an Walder «als unan-
gebracht» ein. Man könne dar-
aus aber nicht auf Indiskretio-
nen aus seinem Departement
schliessen. Die Auswertung von
Bersets E-Mails ergab keineHin-
weise darauf, dass der Gesund-
heitsministerKenntnis hatte vom
konkreten Inhalt des Austau-
sches zwischen seinemKommu-
nikationschef undWalder. «Nur
beschränkt nachvollziehbar» ist
für die GKP, dass Berset imWis-
sen um die Kontakte und die
zahlreichen Indiskretionen kei-
ne spezifischen Massnahmen in
seinem Departement ergriff.

Der SP-Bundesrat sagte in ei-
ner Befragung, er betrachte Vor-
abinfos Laueners anWalder«eher
als Kontaktpflege» – nicht in der
Absicht, dass sie an die Redakti-
on weiterflössen. Dorthin schei-
nen sie auchnicht gelangt zu sein:
Jedenfalls ergab die aufwendige
Medienanalyse der Arbeitsgrup-
pe keine Hinweise darauf, dass
die von Lauener anWalder gelie-
ferten Informationenvorzeitig im
«Blick» oder anderenRingier-Ti-
teln erschienenwären. FürLaue-
ner, der heute beruflich selbst-
ständig ist, ist die Untersuchung

entlastend: Von den 200 in den
Medien identifizierten Indiskre-
tionen konnte die Arbeitsgruppe
ihm keine einzige zuweisen.

Berset erklärte, er selbst sei
«immer wieder einmal» in
Kontakt mit Walder gestanden.
Eine besondere Nähe oder gar
Freundschaft habe aber nicht
bestanden. Der Ringier-Ge-
schäftsführer habe sichwährend

der Pandemie immerwiedermit
Ideen an Bersets Departement
gewandt, beispielsweise zurUn-
terstützung der Impfkampagne
oder beimCovid-Zertifikat.Auch
zu anderen Bundesräten hat
Walder gemäss GPK Kontakt ge-
sucht.Demging dieArbeitsgrup-
pe nicht vertieft nach.

Kein einziger Beweis
Sie stiess auf ein einzigesverfäng-
lichesCovid-E-Mail.Darin ging es
um eine anstehende Anpassung
einerVerordnungüberden inter-
nationalen Personenverkehr.Ein
anderer Mitarbeiter aus Bersets
Generalsekretariat, dessenName
im Untersuchungsbericht nicht
genannt wird, schrieb an Laue-
ner: «Wir sollten das leaken.»

Ob und allenfalls wie Lauener
darauf reagierte, ist nicht be-
kannt. In den ausgewerteten
Geschäftsmails fand sich keine
Reaktion. Ein Artikel «mit der
fraglichen Information» sei er-
schienen,wie die Arbeitsgruppe
schreibt. Sie nennt aber das Me-
dium nicht. Zu ihren spärlichen
Angaben passt ein «Blick»-Be-
richtmit demTitel «Portugal und
Polen fliegen von der Corona-
Quarantäneliste». Er erschien
online drei Tage nach dem «Wir
sollten das leaken»-Mail – und
einenTag bevordie entsprechen-
de Anpassung offiziell kommu-
niziert wurde.

DieArbeitsgruppehält fest,dass
es sich dabei nicht umeinen klas-
sifizierten Bundesratsbeschluss,
sondern um ein Geschäft in der
Kompetenz des Gesundheitsde-
partements gehandelt habe. Und
dass es keineHinweise gebe, dass
diese Information von Lauener
oder einem anderen Mitarbeiter
Bersetsweitergegebenwordensei.

Überhaupt liess sich in der
Untersuchung kein einziger Be-
weis finden für die Weitergabe
von Informationen, die zuMedi-
enenthüllungen geführt hätten.

Im Sommer gab es Ärger in
der Leck-Arbeitsgruppe, als der
«Blick» vorab über ihre Erkennt-
nisse wie etwa das «Wir sollten
das leaken»-Mail berichtete –
nicht detailliert zwar, aber zu-
treffend. «Bedauerlicherweise»,
heisst es nun imUntersuchungs-
bericht, sei es auch bei ihnen,
trotz all denMassnahmen, «mut-
masslich zu einzelnen Indiskre-
tionen gekommen». Man habe
Strafanzeige erstattet.

Eine heisse Spur – und keine Täter
Abschlussbericht zu Corona-Leaks Die mit Spannung erwartete Untersuchung zu Covid-Medienlecks ist da.
Die Ausbeute: ein einziges verfängliches E-Mail aus Alain Bersets Vorzimmer – und viele Mutmassungen.

«Keine Hinweise»

In einer Stellungnahme zieht das
Innendepartement (EDI) Alain
Bersets zum Teil gänzlich andere
Schlussfolgerungen als die GPK:
Trotz einer vertieften Analyse von
über 10’000 E-Mails aus dem EDI
gebe es «keine Hinweise darauf,
dass darin erhaltene Informationen
zu einer Vorabberichterstattung
über vertrauliche Bundesratsge-
schäfte geführt hätten». Nicht
gestützt ist für das EDI die These,
dass sein Ex-Kommunikationschef
oder Berset Medienlecks verur-
sacht hätten. (red)

EinMitarbeiter
aus dem
Generalsekretariat
schrieb an Peter
Lauener: «Wir
sollten das leaken.»

Die Bundesräte Alain Berset (links) und Guy Parmelin 2021 an einer Covid-Medienkonferenz. Im Hintergrund in der Mitte: Bersets langjähriger Medienchef Peter Lauener. Foto: Keystone


